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(Nr. 10641.) Geſetz, betreffend Maßnahmen zur Regelung der Hochwaſſer-, Deich- und 
Vorflutverhältniſſe an der oberen und mittleren Oder. Vom 12. Auguſt 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags, was folgt: 


§ 1. 

Zur Regelung der Hochwaſſer⸗, Deich» und Vorflutverhältniſſe hat der 
Oberpräſident der Provinz Schleſien nach Benehmen mit dem Oberpräſidenten 
der Provinz Brandenburg für den Oderſtrom von der öſterreichiſchen Grenze bis 
zum Eintritt in die Provinz Pommern, für die Ufer und das natürliche Über⸗ 
ſchwemmungsgebiet einen Plan aufzuſtellen. 

Die Abgrenzung des Überſchwemmungsgebiets erfolgt im Zweifelsfalle 
durch den zuſtändigen Miniſter nach Anhörung des Oderſtromausſchuſſes (§ 2). 

Der Plan iſt nach Anhörung des Oderſtromausſchuſſes und der Provinzial⸗ 
ausſchüſſe der Provinzen Schleſien und Brandenburg durch den zuſtändigen 
Miniſter feſtzuſetzen. Vor Feſtſetzung des Planes iſt derſelbe öffentlich auszulegen 
oder in anderer Weiſe den Intereſſenten bekannt zu machen. Anträge auf Ab⸗ 
änderungen ſind innerhalb vier Wochen nach der erfolgten Bekanntmachung bei 
dem Oberpräſidenten der Provinz Schleſien zu ſtellen. Die Geſamtkoſten dürfen 
den Betrag von 60 000 000 Mark nicht überſteigen. 


§ 2. 

Zur gutachtlichen Mitwirkung bei der Regelung der Hochwaſſer⸗, Deich⸗ 
und Vorflutverhältniſſe der Oder ($ 1) wird am Amtsſitze des Oberpräſidenten 
von Schleſien ein Oderſtromausſchuß gebildet. Er beſteht aus dem Oberpräſidenten 
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von Schleſien oder ſeinem Stellvertreter als Vorſitzenden, dem Oberpräſidenten 
von Brandenburg oder einem von ihm zu beſtimmenden Vertreter, dem Landed: 
hauptmann von Schleſien und dem Landesdirektor von Brandenburg beziehungs⸗ 
weiſe den von ihnen mit ihrer Vertretung beauftragten Beamten, dem Oder⸗ 
Strombaudirektor, je einem von den Oberpräſidenten von Brandenburg und 
Schleſien zu beſtimmenden Meliorationsbaubeamten ſowie aus vier von dem 
Provinzialausſchuſſe von Schlefien und drei von dem Provinzialausſchuſſe von 
Brandenburg zu wählenden Mitgliedern. Von den von dem Provinzialausſchuſſe 
von Schleſien zu wählenden ſoll tunlichſt ein Mitglied Deichhauptmann ſein. 

Für die ſieben gewählten Mitglieder werden ſieben Stellvertreter in gleicher 
Weiſe gewählt. 

Bei der Beſchlußfaſſung ſteht dem Vorſitzenden, dem Oberpräſidenten von 
Brandenburg, dem Landeshauptmanne von Schleſien, dem Landesdirektor von 
Brandenburg ſowie den von den Provinzialausſchüſſen gewählten Mitgliedern 
je eine Stimme zu. Die übrigen Mitglieder haben beratende Stimme. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Der Oderſtromausſchuß wird vom Oberpräſidenten von Schleſien zuſammen⸗ 
berufen; die Berufung muß erfolgen auf Erſuchen des Oberpräſidenten von 
Brandenburg ſowie auf Antrag von zwei Mitgliedern. 


§ 3. 

Auf die gewählten Mitglieder des Oderſtromausſchuſſes und ihre Stell⸗ 
vertreter finden die Beſtimmungen über den Provinzialrat in den $$ 10 Abſ. 2, 
11, 12 und 14, auf die Beſchlußfähigkeit des Oderſtromausſchuſſes der § 15 
des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(GGeſetz⸗Samml. S. 195) mit der Maßgabe Anwendung, daß, wo in dieſen 
Vorſchriften der Provinzialausſchuß genannt iſt, der Provinzialausſchuß derjenigen 
Provinz eintritt, welcher der Gewählte angehört. Auf das Verfahren des Oder⸗ 
ſtromausſchuſſes finden die für das Beſchlußverfahren vor dem Provinzialrate 

eltenden Beſtimmungen der $$ 115, 118, 119 des Geſetzes über die allgemeine 
andesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 195) ſinngemäße 
Anwendung. 

Die gewählten Mitglieder und die Stellvertreter erhalten Tagegelder und 
Reiſekoſten nach den für Staatsbeamte der vierten Nangklaſſe beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften. 


§ 4. 

Der feſtgeſetzte Plan iſt auszuführen. Zu weſentlichen Anderungen bedarf 
es der Genehmigung des zuſtändigen Miniſters, welche nach Anhörung des 
Oderſtromausſchuſſes und des zuſtändigen Provinzialausſchuſſes durch den Ober⸗ 
präſidenten von Schleſien einzuholen iſt. 

Die Erteilung der zu den planmäßigen Arbeiten auf Grund geſetzlicher 
Vorſchriften erforderlichen Genehmigungen verbleibt den zuſtändigen Behörden. 
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Soweit nach dieſem Geſetze der Bezirksausſchuß zu beſchließen hat, iſt der 
Oberpräſident von Schleſien befugt, ſich in der Sitzung durch einen ihm bei⸗ 
gegebenen Beamten vertreten zu laſſen. Dieſer Vertreter hat beratende Stimme. 
Zur Einlegung der Beſchwerde gegen Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes iſt auch 
der Oberpräfident von Schleſien befugt; die Beſchlüſſe find ihm zuzuſtellen. 


§ 5. 

Der Oberpräſident von Schleſien beſtimmt nach Anhörung des Oderſtrom⸗ 
ausſchuſſes, in welcher Reihenfolge die in dem feſtgeſetzten Plane vorgeſehenen 
Arbeiten auszuführen ſind, und überweiſt zu dieſem Zwecke den betreffenden Teil 
des Planes der zur Ausführung zuſtändigen Stelle. 

Die Ausführung erfolgt, wenn nicht im Einzelfall etwas anderes ver⸗ 
einbart wird: 

1. ſoweit die Arbeiten ausſchließlich oder weſentlich einzelnen öffentlichen 

Korporationen oder Verbänden zum Vorteile gereichen, durch diefe; 

2. ſoweit es ſich um Arbeiten am Strome handelt, durch die Oder⸗ 
Strombauverwaltung; 

3. ſoweit es ſich um ſonſtige Arbeiten handelt, welche im allgemeinen 
Intereſſe der Regelung der Hochwaſſer⸗, Deich» und Vorflutverhältniſſe 
an der Oder erforderlich ſind, durch den zuſtändigen Regierungs⸗ 
präſidenten. 

Im Zweifelsfall entſcheidet der zuſtändige Miniſter nach Anhörung des 

Oderſtromausſchuſſes und des zuſtändigen Provinzialausſchuſſes, durch wen die 
Ausführung zu erfolgen hat. 


§ 6. 

Die Ausführung beginnt mit der Aufftellung eines Sonderplans für die 
Arbeiten. Der Sonderplan iſt öffentlich auszulegen und ſodann nach Anhörung 
des Oderſtromausſchuſſes und des zuſtändigen Provinzialausſchuſſes durch den 
Oberpräſidenten von Schleſien feſtzuſetzen. Anträge auf Abänderungen find 
innerhalb vier Wochen nach der erfolgten Bekanntmachung bei dem Ober- 
präſidenten der Provinz Schleſien zu ſtellen. Soweit dabei weſentliche Anderungen 
des Geſamtplans in Frage kommen, findet die Vorſchrift des § 4 Abſ. 1 
Anwendung. 


§ 7. 

Die durch die Ausführung entſtehenden Koften find zu tragen: 

1. ſoweit es ſich um Maßnahmen handelt, welche einzelnen öffentlichen 
Verbänden oder Korporationen zum Vorteile gereichen, von dieſen nach 
Verhältnis ihres Vorteils; falls die Verpflichteten leiſtungsunfähig ſind 
oder ſoweit die Koſten den Vorteil der Verpflichteten überſteigen, haben 
die Provinz und der Staat Beihilfen zu gewähren; 
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2. ſoweit es ſich um Maßnahmen handelt, welche im allgemeinen Intereſſe 
der Regelung der Hochwaſſer-, Deich- und Vorflutverhältniſſe an der 
Oder erforderlich ſind, von der Provinz und dem Staate, vorbehaltlich 
der Heranziehung der öffentlichen Verbände und Korporationen, wenn 
und inſoweit ſolche durch dieſe Maßnahmen Vorteil erlangen. 

Bei mangelndem Einverſtändniſſe der Beteiligten über die Aufbringung der 
Koſten beſchließt: 

a) darüber, ob Maßnahmen der vorſtehend unter 1 oder unter 2 gedachten 
Art vorliegen, nach Erörterung der Einwendungen mit den Beteiligten 
und nach Anhörung des Oderſtromausſchuſſes im Einvernehmen mit 
dem Provinzialausſchuſſe der Oberpräſident von Schleſien. Falls kein 
Einvernehmen erzielt wird oder im Falle der Beſchwerde gegen den 
Beſchluß, welche innerhalb vier Wochen beim Oberpräſidenten von 
Schleſien anzubringen iſt, entſcheidet der zuſtändige Minifter; 
darüber, ob und inwieweit die Koſten den Vorteil überſteigen, über 
das Maß der Beiträge der Verbände und Korporationen im Falle von 2 
ſowie über die Verteilung der von den öffentlichen Verbänden und 
Korporationen aufzubringenden Beträge unter dieſe nach Anhörung 
des Oderſtromausſchuſſes und des Provinzialausſchuſſes der Bezirks- 
ausſchuß. Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes findet binnen 
vier Wochen die Beſchwerde an den zuſtändigen Minifter ſtatt, welche 
beim Bezirksausſchuß anzubringen iſt und auch dem Regierungs— 
präſidenten zufteht; 

e) darüber, ob öffentliche Verbände oder Korporationen leiſtungsfähig 

ſind, im Einvernehmen mit dem Provinzialausſchuſſe der zuſtändige 
Miniſter. 

Den Gemeinden ſteht das Recht zu, die Grundeigentümer zu den Koſten 
heranzuziehen, wenn und ſoweit dieſe durch die Maßnahmen Vorteil haben. Die 
Beſtimmungen des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. 
S. 152) finden — mit Ausnahme des § 9 Abf. 1 und 2 — ſinngemäß An- 
wendung. 

Die auf die Provinz und den Staat entfallenden Koſten werden im 
Einzelfall im Verhältniſſe von ½ zu ¼ zwiſchen beiden geteilt. Die Koſten für 
den Umbau fiskaliſcher Bauwerke trägt der Staat allein; für die Oderregulierung 
von Küſtrin bis Raduhn zahlt der Staat vorweg 7 000 000 Mark. 
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§ 8. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Verſtärkung, Verlegung, Tiefer- 
legung und Niederlegung beſtehender Deiche, über die Umwallung von Ortſchaften 
oder einzelnen Gehöften mit Deichen, die Unterſagung der Wiederherſtellung zer- 
ſtörter Deiche, über die ſonſtigen zur Steigung des Hochwaſſerprofils erforderlichen 
Maßnahmen ſowie darüber, in welchem Umfange die Beteiligten verpflichtet ſind, 
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zur Durchführung dieſer Maßnahmen die Entziehung oder Beſchränkung von 
Grundeigentum oder von Rechten an ihm zu dulden. Zur Stellung des An, 
trags iſt auch der Regierungspräſident befugt. 

Vor der Beſchlußfaſſung ſind die Beteiligten, nötigenfalls nach Erlaß 
eines öffentlichen Aufgebots, zu hören. Der Beſchluß iſt den zur Tragung der 
Koſten der Ausführung Verpflichteten, den beteiligten Verbänden ſowie denjenigen, 
welche an dem Verfahren teilgenommen haben, zuzuſtellen. Über Einſprüche, 
welche binnen einer Friſt von vier Wochen nach der Zuſtellung geltend zu machen 
ſind, entſcheidet der zuſtändige Miniſter. 

Der Regierungspräſident hat die zur Ausführung des Beſchluſſes erforder- 
lichen Anordnungen gegenüber den Beteiligten zu treffen. 


En 

Die Eigentümer der durch die angeordneten Maßnahmen ($ 8) betroffenen 
Grundſtücke haben Anſpruch auf Entſchädigung. Der Betrag des Schadens, 
welchen Nutzungs⸗ und Gebrauchsberechtigte mit Einſchluß der Pächter und 
Mieter durch die Entziehung oder dauernde Beſchränkung des Grundeigentums 
erleiden, iſt, ſoweit er nicht in der für das betroffene Grundſtück beſtimmten 
Entſchädigung oder in der an ihr zu gewährenden Nutzung begriffen iſt, be 
ſonders zu erſetzen. Die Entſchädigung iſt nach dem Werte zu bemeſſen, den 
das Grundſtück zur Zeit der Bekanntmachung des Sonderplans ($ 6) hatte. 
Der außerordentliche Wert iſt bei Feſtſetzung der Entſchädigung nicht in An⸗ 
rechnung zu bringen. 

Für Neubauten, Anpflanzungen, ſonſtige neue Anlagen und Verbeſſerungen 
wird eine Vergütung nicht gewährt, wenn aus der Art der Anlage, dem Zeit- 
punkt ihrer Errichtung oder den ſonſt obwaltenden Umſtänden erhellt, daß die— 
ſelben nur in der Abſicht vorgenommen ſind, eine höhere Entſchädigung zu erzielen. 


§ 10. 
Soweit nicht die Regulierung des Schadens in dem nachſtehend vor- 
1 Umlegungsverfahren erfolgt, iſt die Entſchädigung in Geld zu zahlen. 
ber dieſe Entſchädigung beſchließt auf Antrag der Bezirksausſchuß. Über die 
Höhe der Entſchädigung ſteht gegen den Beſchluß binnen vier Wochen nach er- 
folgter Zuſtellung ſowohl dem Entſchädigungsverpflichteten als auch den Be⸗ 

rechtigten der Rechtsweg offen. 

Nach Zahlung oder Hinterlegung der durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
feſtgeſetzten Entſchädigung wird die Ausführung der Maßnahmen durch die Be- 

ſchreitung des Rechtswegs nicht aufgehalten. 


§ 11. 


Auf Erſuchen des Regierungspräſidenten ftellt die zuſtändige General- 
kommiſſion durch Beſchluß feſt, ob die nach § 8 angeordneten Maßnahmen einen 
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ſolchen Einfluß auf die betroffenen Grundſtücke ausüben, daß eine Anderung im 
Wirtſchaftsbetriebe notwendig wird. 

Der Beſchluß iſt, ſoweit es erforderlich erſcheint, unter Bezugnahme auf 
Lagepläne, zweimal in die Kreisblätter einzurücken und in den beteiligten Ge⸗ 
meinden und Gutsbezirken auf ortsübliche Weiſe bekannt zu machen. 

Gegen den Beſchluß ſteht den Beteiligten und dem Regierungspräſidenten 
die Beſchwerde an das Ober⸗Landeskulturgericht binnen einer Friſt von vier Wochen 
nach erfolgter Bekanntmachung zu. 

6 12. 

Steht nach § 11 feft, daß eine anderweite Regelung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe beteiligter Grundſtücke erforderlich iſt, fo hat die Generalkommiſſion 
das Umlegungsverfahren einzuleiten. Auf das Verfahren findet das Geſetz vom 
2. April 1872, betreffend die Ausdehnung der Gemeinheitsteilungsordnung vom 
7. Juni 1821 auf die Zuſammenlegung von Grundſtücken, welche einer ge⸗ 
meinſchaftlichen Benutzung nicht unterliegen (Geſetz-Samml. S. 329), Anwendung, 
ſoweit nicht die nachfolgenden Beſtimmungen Abweichungen enthalten. Eines 
Antrags der beteiligten Eigentümer bedarf es nicht. 


§ 13. 

Die Umlegung umfaßt die von der angeordneten Maßnahme ($ 8) be 
troffenen Grundſtücke und Grundſtücksteile ohne Rückſicht auf die aus § 1 des 
Geſetzes vom 2. April 1872 ſich ergebenden Beſchränkungen der Umgrenzung. 
Inſoweit es zur Erreichung der Zwecke des Umlegungsverfahrens erforderlich er⸗ 
ſcheint, iſt die Generalkommiſſion befugt, auch Grundſtücke, die von den ange⸗ 
ordneten Maßnahmen nicht betroffen werden, zum Verfahren zuzuziehen. 

Die §§ 3 und 6 Abſ. 1 des Geſetzes vom 2. April 1872 kommen bei 
dem hiernach durchzuführenden Umlegungsverfahren nicht zur Anwendung, $ 3 
jedoch nur dann nicht, wenn überwiegende Nüdfichten des Hochwaſſerſchutzes 
ſeine Ausſchaltung erfordern. 

Der Umlegungsbezirk ift durch Beſchluß der Generalkommiſſton feitzuftellen. 
Der Beſchluß iff nach den Vorſchriften des § 11 Abſ. 2 öffentlich bekannt zu 
machen. Gegen den Beſchluß findet binnen einer Friſt von vier Wochen vom 
Tage der Bekanntmachung an die Beſchwerde an das Ober⸗Landeskulturgericht ſtatt. 


§ 14. 

Wird eine Abſchätzung nicht landwirtſchaftlich benutzter Grundſtücke (bau⸗ 
licher Anſtalten, Forſten uſw.), für welche es beſonderer, bei den praktiſchen 
Landwirten nicht allgemein vorauszuſetzender Sachkenntnis bedarf, erforderlich, 
ſo werden der eine Sachverſtändige von dem beteiligten Eigentümer, der zweite 
von dem Entſchädigungsverpflichteten und etwaige weitere Sachverſtändige durch 
die Generalkommiſſion beſtimmt. 
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§ 15. 

Die Beteiligten haben erforderlichenfalls auch die Veränderung ihres bis⸗ 
herigen Wirtſchaftsbetriebs und eine Verlegung ihrer Gehöfte zu dulden. Die 
mit einer Anderung von Wirtſchaftsbetrieben oder der Verlegung von Höfen ver⸗ 
bundene Herſtellung oder Veränderung von Gebäuden gehört zu den Folge⸗ 
einrichtungen. In dem Umlegungsverfahren kann beſtimmten Grundſtücken die 
öffentliche Laſt auferlegt werden, daß ſie in beſtimmter Art benutzt werden 
müſſen, von welcher nur mit Genehmigung des Regierungspräſidenten abgegangen 
werden kann. 

§ 16. 

Soweit in dem Umlegungsverfahren eine Entſchädigung durch Land nicht 
möglich oder nicht zweckmäßig ift, erfolgt fie durch Geld. 

Die Geldentſchädigung unterliegt, ſofern ſie den Betrag von 100 Mark 
überſteigt, dem Verwendungsverfahren nach den für die Verwendung von 
Ablöſungskapitalien geltenden Vorſchriften. 


47. 

Die Koſten des Beſchlußverfahrens und des Verwendungsverfahrens ſowie 
die Regulierungskoſten des Umlegungsverfahrens bleiben außer Anſatz. Die 
Nebenkoſten und die Folgeeinrichtungskoſten, ſoweit ſie unmittelbar durch die 
angeordneten Maßnahmen ($ 8) veranlaßt werden, hat der Entſchädigungs⸗ 
verpflichtete zu tragen. 

Die Beſtimmungen über die in Auseinanderſetzungsſachen beſtehende 
Stempel⸗ und Gebührenfreiheit (§ 4d des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 
1895, Geſetz⸗Samml. S. 413, § des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der 
Faſſung vom 6. Oktober 1899, Geſetz⸗Samml. S. 326) finden auch in dem 
Umlegungsverfahren nach dieſem Geſetz Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wilhelmshöhe, den 12. Auguſt 1905. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Möller. 
v. Budde. v. Einem. v. Bethmann Hollweg. 


5 
(Nr. 10642.) Geſetz zur Verhütung von Hochwaſſergefahren. Vom 16. Auguſt 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
9 * 

Für die bei Hochwaſſer gefahrbringenden Waſſerläufe wird das nicht hoch⸗ 
waſſerfrei eingedeichte berſchwemmungsgebiet, welches den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes unterliegen ſoll, feſtgeſtellt. 

In dieſem Gebiete dürfen nicht ohne Genehmigung 

1. Erhöhungen der Erdoberfläche und über die Erdoberfläche hinausragende 

Anlagen (Deiche, Dämme, Gebäude, Mauern und ſonſtige bauliche An- 
lagen, Feldziegeleien, Einfriedigungen, Baum- und Strauchpflanzungen 
und ähnliche Anlagen) neu ausgeführt, erweitert, verlegt, 

2. Deiche, deichähnliche Erhöhungen und Dämme ganz oder teilweiſe 

beſeitigt werden. 

Schutzmaßregeln, die in Notfällen für die Dauer der Gefahr getroffen 
werden, bedürfen keiner Genehmigung im Sinne dieſes Geſetzes. : 


§ 2. 

Der Oberpräfident hat ein Verzeichnis derjenigen Waſſerläufe aufzuftellen, 
auf welche der $ 1 Anwendung finden ſoll, unter geſonderter Aufführung der 
ſchiffbaren und der beſonders hochwaſſergefährlichen ſowie der ſonſtigen Waſſerläufe. 

In dem Verzeichnis iſt für jeden Waſſerlau Beſtimmung zu treffen, ob 
die Vorſchrift des § 1 für die ganze Breite des berſchwemmungsgebiets und 
für den Waſſerlauf in ſeiner ganzen Länge oder nur für Teile des Über⸗ 
ſchwemmungsgebiets oder des Waſſerlaufs Anwendung finden ſoll. Zugleich kann 
Beſtimmung getroffen werden, für welche Unternehmungen die Vorſchriften des 
§ 1 Anwendung finden. 

Das Verzeichnis wird für jeden Waſſerlauf, erforderlichenfalls unter 
Beifügung von Lageplänen, öffentlich ausgelegt. Die Auslegung iſt durch die 
Kreisblätter und in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. In der Bekannt- 
machung iſt anzugeben, bei welcher Stelle innerhalb einer auf mindeſtens ſechs 
Wochen nach der Bekanntmachung in den Kreisblättern zu bemeſſenden Friſt 
Einwendungen gegen den Plan erhoben werden können. 

Nach Erörterung der rechtzeitig erhobenen Einwendungen mit den Be— 
teiligten beſchließt der ee Gegen deſſen Beſchluß iſt innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
zuläſſig. Die Beſchwerde ſteht auch dem Oberpräſidenten zu. 

Nach Erledigung der Einwendungen oder fruchtloſem Ablauf der dafür 
gegebenen Friſt erfolgt die endgiltige Feſtſtellung des Verzeichniſſes für jeden 
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Waſſerlauf durch den Oberpräſidenten. Die Feſtſtellung iſt durch die Amts— 
blätter zu veröffentlichen. 

Abänderungen des Verzeichniſſes erfolgen in demſelben Verfahren. 

In den Hohenzollernſchen Landen tritt an die Stelle des Oberpräſidenten 
der Regierungspräſident, an die Stelle des Provinzialrats der Bezirksausſchuß. 


. 

Zuſtändig für die Genehmigung ($ 1) iſt bei ſchiffbaren und beſonders 
hochwaſſergefährlichen Waſſerläufen der Bezirksausſchuß, im übrigen der Kreis- 
(Stadt-) Ausſchuß. 

Vor der Beſchlußfaſſung hat die Genehmigungsbehörde den Meliorations— 
baubeamten und, wenn es ſich um Unternehmungen im Überſchwemmungsgebiete 
ſchiffbarer Waſſerläufe handelt, die Strombauverwaltungsbehörde ſowie in er— 
heblicheren Fällen die Beteiligten, im übrigen, wenn dem Antrage Bedenken ent- 
gegenſtehen, jedenfalls den Antragſteller zu hören. 

Zu dieſem Zwecke kann die Genehmigungsbehörde eine öffentliche Auf— 
forderung mit der Verwarnung erlaſſen, daß diejenigen, welche ſich binnen einer 
zu bezeichnenden Friſt nicht gemeldet haben, mit ſpäteren Einwendungen nicht 
mehr gehört werden ſollen. 

Die Aufforderung iſt in die Kreisblätter einzurücken und in den betreffenden 
Gemeinden und Gutsbezirken auf ortsübliche Weiſe bekannt zu machen. 


§ 4. 

Die Genehmigung darf nur aus Rückſichten des Hochwaſſerſchutzes verſagt 
oder an Auflagen und Einſchränkungen geknüpft werden. 

Die Genehmigung darf auch dann nicht verſagt werden, wenn: 

1. die zu errichtenden Anlagen an die Stelle von vorhandenen treten und 
durch den neuen Zuſtand der Abfluß des Hochwaſſers nicht mehr wie 
bisher erſchwert wird; 

2. die durch die Errichtung genehmigungspflichtiger Anlagen hervor- 

gerufenen Einengungen des Hochwaſſerprofils durch eine auf Koſten 
der Antragſteller vorzunehmende anderweitige Regulierung wieder aus 
geglichen werden. 

§ 5. 

Anordnungen, welche erforderlich find, um die Durchführung der im § 1 
gegebenen Vorſchriften zu ſichern, trifft bei ſchiffbaren und beſonders hochwaſſer⸗ 
gefährlichen Waſſerläufen der Regierungspräſident, bei anderen Waſſerläufen der 
Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde. 


§ 6. 
Gegen den Beſchluß der Genehmigungsbehörde ($ 3) findet innerhalb der 
Friſt von vier Wochen die Beſchwerde an den Miniſter für Landwirtſchaft, 
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Domänen und Forften ſtatt. Wo eine befondere Strombau- und Strompolizei⸗ 
verwaltung beſteht, fteht auch ihr die Beſchwerde zu. Der Beſchluß iſt ihr zu⸗ 
zuſtellen. 

627. 


Der Regierungspräſident kann durch einen mit Zuſtimmung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes gefaßten Beſchluß für alle oder auch für einzelne Waſſerläufe des 
Regierungsbezirkes ($ 2) diejenigen Unternehmungen bezeichnen, bei denen wegen 
ihrer unerheblichen Einwirkung auf den Hochwaſſerabfluß von dem Erfordernis 
einer Genehmigung entweder für das ganze Überſchwemmungsgebiet oder für 
Teile abgeſehen werden ſoll. Der Beſchluß iſt in ortsüblicher Weiſe, erforderlichen⸗ 
falls unter Auslegung von Lageplänen, bekannt zu machen. ; 

Der Beſchluß kann durch den Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten abgeändert oder außer Kraft geſetzt werden. Im übrigen iſt der Beſchluß 
endgültig. 


§ 8. 
Das Einbringen von Schlamm, Sand, Erde, Schlacken, Steinen, Holz 
und anderen Stoffen, die die Vorflut zu erſchweren geeignet ſind, in die Maffer- 
läufe (§ 2) ift verboten, ſofern es nicht von der Waſſerpolizeibehörde, bei ſchiff⸗ 
baren Waſſerläufen von der Strombauverwaltungsbehörde, zugelaſſen wird. 

Im übrigen verbleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen. 


589. 

Der Regierungspräſident und, wenn es ſich um Anordnungen handelt, 
welche die Grenzen eines Regierungsbezirkes überſchreiten, der Oberpräſident, kann 
nach Maßgabe der §§ 137, 139, 140 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗Samml. S. 195) auch für einzelne 
Kreiſe und Teile von Kreiſen zur Verhütung von Hochwaſſergefahr Polizei⸗ 
verordnungen erlaſſen, wonach 

A. von der Genehmigung des Landrats, in Stadtkreiſen der Ortspolizei⸗ 

behörde, abhängig gemacht werden: 

1. Vertiefungen der Erdoberfläche im Hochwaſſerabflußgebiete der 
Waſſerläufe ſowie die Entnahme von Lehm, Kies, Steinen und 
anderen Stoffen aus dem Bette und den Ufergrundſtücken nicht 
ſchiffbarer Wafferlaufe; 

2. das Bepflanzen ſolcher hochwaſſerfreien Ufergrundſtücke, welche der 
Unterſpülung ausgeſetzt ſind, mit Bäumen und Sträuchern; 

B. der Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde, befugt iſt, zu 

verbieten: 

1. das Lagern von Schlamm, Sand, Erde, Schlacken, Steinen, 
Holz und anderen Stoffen, welche die Vorflut zu erſchweren 
geeignet find, im Hochwaſſerabflußgebiete der Wafjerläufe; 
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2. die Bodenlockerung auf Grundſtücken, die im Stromſtriche des 
Hochwaſſers liegen, ſowie auf Ufergrundſtücken nicht ſchiffbarer 
Waſſerläufe durch Beackerung, Rodung, Plaggenhieb, Beweidung 
und dergleichen; 

3. bei nicht ſchiffbaren Waſſerläufen die Benutzung der Ufer zum 
Aufziehen oder Abrollen von Holz oder anderen Gegenſtänden 
ſowie zum Viehtränken ; 

C. auf Anordnung des Landrats, in Stadtkreiſen der Ortspolizeibehörde, 
die Grundſtücksbeſitzer ohne Anſpruch auf Entſchädigung verpflichtet 
find, im Hochwaſſerabflußgebiet eines Waſſerlaufs wildwachſende Bäume 
und Sträucher und außerhalb des Hochwaſſerabflußgebiets ſolche 
Bäume und Sträucher, die der Gefahr ausgeſetzt find, in den Waſſer⸗ 
lauf abzufallen oder durch das Waſſer entwurzelt zu werden, nach 
ihrer Wahl entweder ſelbſt zu beſeitigen oder ſich die Beſeitigung 
gefallen zu laſſen. 

In den Fällen A. 2 und B. 2 ſind die betreffenden Grundflächen in der 

zu erlaſſenden Polizeiverordnung zu bezeichnen. 

In der Provinz Hannover hat der Landrat, in Stadtkreiſen die Orts⸗ 
polizeibehörde, die nach den Beſtimmungen unter A, B und C erforderlichen 
Entſcheidungen in Gemeinſchaft mit dem Waſſerbauinſpektor zu treffen. Den 
Stadtkreiſen ſtehen gleich die im § 27 Abſ. 1 der Kreisordnung für die Provinz 
Hannover vom 6. Mai 1884 (GeſetzSamml. S. 181) bezeichneten Städte, ſoweit 
ſie nicht im Abſ. 2 ausgenommen ſind. 

Vor Erlaß der Polizeiverordnungen ſoll der Entwurf in den betreffenden 
Gemeinden und Gutsbezirken ſechs Wochen lang zur Einſicht ausgelegt werden. 


§ 10. 


Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark, im Unvermögensfalle mit Haft, 
wird, ſofern nicht nach anderweiten ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen härtere Strafen 
verwirkt ſind, beſtraft, wer eine Erhöhung der Erdoberfläche oder eine Anlage, 
zu deren Ausführung, Veränderung oder Beſeitigung nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes eine Genehmigung erforderlich iſt, ohne ſolche Genehmigung aus⸗ 
führt, verändert oder beſeitigt oder die in der Genehmigung feſtgeſetzten Be⸗ 
dingungen nicht innehält. 

Cail 

Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark, im Unvermögensfalle mit 
Haft bis zu vier Wochen, wird, ſofern nicht nach anderweiten ſtrafgeſetzlichen 
Beſtimmungen härtere Strafen verwirkt ſind, beſtraft, wer dem Verbote des 
§ 8 Abſ. 1 oder den auf Grund dieſes Geſetzes von dem Regierungspräſidenten 
oder dem Oberpräſidenten erlaſſenen Polizeiverordnungen oder einem auf Grund 
einer ſolchen Verordnung erlaſſenen Verbote zuwiderhandelt. 
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$ 12. 

Die auf die Aufſtellung der Verzeichniſſe ($ 2) bezüglichen Beſtimmungen 
und die Vorſchriften des § 9 treten fofort in Kraft. Im übrigen erlangt das 
Geſetz für jedes Überſchwemmungsgebiet mit dem Beginne des elften Tages nach 
der Ausgabe des Amtsblatts, in dem die Feſtſtellung des Verzeichniſſes bekannt 
gemacht iſt, Geltung. 

Bis zu dieſem Zeitpunkte bleiben die für die Freihaltung der Über— 
ſchwemmungsgebiete beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften mit der Maßgabe in 
Kraft, daß die Beſtimmung des § 1 des Geſetzes über das Deichweſen vom 
28. Januar 1848 (Gefeß-Samml. S. 54) auch auf die Errichtung von Ge— 
bäuden Anwendung findet. 

Der Abſchluß der Verzeichniſſe der Waſſerläufe (§ 2) in jeder Provinz 
wird durch den Oberpräſidenten bekannt gemacht. 

Mit dieſem Zeitpunkte treten auch für diejenigen Waſſerläufe, welche nicht 
in das Verzeichnis des § 2 Abſ. 1 aufgenommen worden ſind, die von dieſem 
Geſetz abweichenden Beſtimmungen beſtehender Geſetze, insbeſondere die Be— 
ſtimmungen des § 1 des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848 
(Geſetz-Samml. S. 54), außer Kraft. 


§ 13. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden keine Anwendung 

1. auf die Herzogtümer Bremen und Verden, ſoweit die Deichordnung 
vom 29. Juli 1743 Anwendung findet; 

2. auf das Land Hadeln; 

3. auf das Fürſtentum Oſtfriesland; 

4. auf den zum Herzogtum Arenberg-Meppen gehörenden Bezirk der 
Stadt Papenburg; 

5. auf die Schleswig⸗ĩHolſteinſchen Marſchdiſtrikte, inſoweit das Patent 
vom 29. Januar 1800 und das allgemeine Deichreglement vom 
6. April 1803 Platz greifen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wilhelmshöhe, den 16. Auguſt 1905. 


(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Schönſtedt. Studt. v. Tirpitz. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Podbielski. Möller. v. Budde. v. Einem. Frhr. v. Richthofen. 
v. Bethmann Hollweg. 


= eed, = 


(Nr. 10643.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil der Bezirke der Amtsgerichte Hachenburg, Uſingen, Wallmerod 
und Weilburg. Vom 28. Auguſt 1905. 


Alf Grund des Artikels 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der 
Grundbücher im Gebiete des vormaligen Herzogtums Naſſau, vom 11. Dezember 
1899 GGeſetz-Samml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur An- 
meldung von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Aus— 
ſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Hachenburg gehörige Gemeinde 
Müſchenbach, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Ufingen gehörige Gemeinde 
Seelenberg, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Wallmerod gehörigen Gemeinden 
Meudt und Sainſcheid, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Weilburg gehörige Gemeinde 
Merenberg 
am 1. Oktober 1905 beginnen ſoll. 


Berlin, den 28. Auguſt 1905. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


N. Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 GSeſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1. der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Mai 1905, betreffend die Anwendung der 
dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die in dem Kreiſe Oſchersleben er⸗ 
bauten Chauſſeen: 1. von Neuwegersleben nach Hornhauſen, 2. von der 
Gröningen-Oſcherslebener Kreisſtraße nach Günthersdorf, 3. von Wege⸗ 
leben bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Ditfurth ſowie auf die 
im Kreiſe Quedlinburg erbaute, an die zu 3. genannte Straße ſich an⸗ 


K 


ſchließende Chauſſee von der Kreisgrenze nach Ditfurth, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 26 S. 239, ausgegeben 
am 1. Juli 1905, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 14. Juni 1905, durch welchen dem Fiskus, 
vertreten durch den Regierungspräſidenten zu Danzig, das Recht verliehen 
worden iſt, zum dauernden Schutze der 5 te das zu Marienburg 
an der Staroſtei Nr. 3 belegene Grundſtück im Wege der Enteignung 
zu erwerben, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 31 
S. 236, ausgegeben am 5. Auguſt 1905; 


3. der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Juni 1905, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadt Frankfurt a. M. zur Entziehung und 
zur dauernden Beſchränkung des für die Anlegung eines Volksparkes am 
Abhange des Röderberges erforderlichen Grundeigentums, durch das Amts⸗ 
blatt für den Stadtkreis und für den Landkreis Frankfurt a. M. Nr. 32 
S. 331, ausgegeben am 5. Auguſt 1905; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Juni 1905, durch welchen der Ennepe⸗ 
Talſperrgenoſſenſchaft mit dem Sitze in Milspe das Recht verliehen 
worden iſt, die zur Anlage eines Stauweihers zu Haus Rochholz im 
Landkreiſe Hagen in Betracht kommenden Flächen, ſoweit erforderlich, 
im Wege der Enteignung zu erwerben oder dinglich zu belaſten, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 32 S. 545, aus⸗ 
gegeben am 12. Auguſt 1905; 


das am 21. Juni 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
eau zu Derz im Kreiſe Allenſtein durch das Amtsblatt der Königl. 
egierung zu Königsberg Nr. 31 S. 501, ausgegeben am 3. Auguſt 1905; 


der am 21. Juni 1905 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
des Verbandes zur Entwäſſerung des Zedmar⸗Bruches und feiner Um⸗ 
gebungen im Kreiſe Darkehmen vom 25. März 1868 durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 31 S. 249, ausgegeben 
am 2. Auguſt 1905; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Juli 1905, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gemeinde Schwanheim im Kreiſe Höchſt zur 
Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des für den Bau einer 
Mainbrücke und der zugehörigen e erforderlichen Grund⸗ 
eigentums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Wiesbaden 
Nr. 32 S. 341, ausgegeben am 10. Auguſt 1905, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Juli 1905, durch welchen der Stadt⸗ 
gemeinde Hameln das Recht verliehen worden iſt, das zur Ausführung 
der geplanten Kanaliſation der Stadt erforderliche Grundeigentum im 
Wege der Enteignung zu erwerben, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Hannover Nr. 33 S. 175, ausgegeben am 18. Auguſt 1905; 


Te 


9. 


10. 


a: 


die am 4. Juli 1905 Allerhöchſt vollzogene Abänderung des Statuts des 
Mühlenbarbek⸗Lohbarbeker Deichbandes vom 31. Juli 1904 durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 31 S. 273, aus- 
gegeben am 5. Auguſt 1905, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 22. Juli 1905, durch welchen der Bode⸗ 
Regulierungsgenoſſenſchaft zu Egeln das Recht verliehen worden iſt, die 
zur Ausführung ihrer Meliorationsanlagen erforderlichen, nicht zum 
Genoſſenſchaftsgebiete gehörigen Grundſtücke im Wege der Enteignung zu 
erwerben oder dauernd zu beſchränken, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Magdeburg Nr. 33 S. 311, ausgegeben am 19. Auguſt 
1905. 


Redigiert im Bureau des Staatsminifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Neichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Gefey- Sammlung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 


